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Zurück zu neuen Wurzeln?! 
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Im Rahmen seiner diesjährigen Bun-
desversammlung in Stuttgart verab-
schiedete der VdM den „Stuttgarter 
Appell“. Der Verband reagierte damit 
darauf, dass nach wie vor zahlreiche 
Musikschulen mit Honorarlehrkräften 
arbeiten (müssen). Das jüngste Verfah-
ren vor dem Landessozialgericht Nord-
rhein-Westfalen verschärft die Proble-
matik und trägt überdies zur Verunsi-
cherung der Beteiligten bei. 

Im „Stuttgarter Appell“ heißt es zu 
Beginn: „Der Verband deutscher 
Musikschulen (VdM) fordert die 
Träger seiner Mitgliedsschulen auf, 

den Anteil angestellter Lehrkräfte kon-
tinuierlich zu erhöhen, um die im Posi-
tionspapier der Kommunalen Spitzen-
verbände (KSV) geforderte Qualität der 
öffentlichen Musikschulen zu gewähr-
leis-ten. Nur über qualitätssichernde 
Rahmenbedingungen für öffentliche 
Musikschulen, deren Grundlage die 
Perspektive einer Festanstellung ist, 
bleibt das Berufsbild Musikschulpäda-
goge auch für zukünftige Studienbe-
werber attraktiv. Für Musikschulen, die 
das Ziel einer Vollausstattung mit ange-
stellten Lehrkräften noch nicht erreicht 
haben, empfiehlt der VdM im Sinne des 
im Positionspapier der Kommunalen 
Spitzenverbände und im KGSt- Gutach-
ten geforderten ‚bedarfsgerechten‘ Ver-

hältnisses von angestelltem Personal 
zu Honorarkräften eine stufenweise, in 
Tempo und Grad an den jeweiligen 
Rahmenbedingungen orientierte Erhö-
hung des durch angestellte Lehrkräfte 

erteilten Unterrichts. Eine öffentliche 
Musikschule, wie sie vom VdM in sei-
nem Strukturplan aufgestellt ist, von 
den Kommunalen Spitzenverbänden in 
ihrem gemeinsamen Positionspapier 

gefordert und im KGSt- Gutachten be-
schrieben wird, ist grundsätzlich nur 
mit angestellten, weisungsgebundenen 
und angemessen vergüteten Lehrkräf-
ten zu realisieren. Musikschulen, deren 
Träger von ihren Honorarkräften mehr 
verlangen als die vertraglich vereinbar-
ten Unterrichtsstunden, um eine Qua-
lität zu erreichen, wie sie grundsätzlich 
nur mit angestellten Lehrkräften zu er-
reichen ist, vertrauen bisher darauf, 
dass es keine Kläger bei den Gerichten 
gibt. Vieles hat sich in letzter Zeit – oft 
zunächst leise und kaum wahrgenom-
men – so geändert und so zugespitzt, 
dass sich die Musikschulen im VdM in 
ihrer fachlichen Verantwortung für die 
Träger jetzt zu Wort melden müssen.“

Nach einer deutlichen Situationsbe-
schreibung folgt die Erkenntnis: „Nur 
angestellte Lehrkräfte, die auf das Leis-
tungs-Paket der „Zusammenhangstätig-
keiten“ verpflichtet sind, können das 
vollständige, aufeinander abgestimmte, 
vielfältige und qualitativ hochwertige 
Angebot der öffentlichen Musikschu-
len garantieren.“ Dies wird im „Stutt-
garter Appell“ im Anschluss ausführ-
lich begründet.  ¢

Der komplette Appell ist auf 
der Webseite des VdM 
(www.musikschulen.de) 
veröffentlicht. 

Anteil angestellter Lehrkräfte erhöhen
Die Bundesversammlung des VdM verabschiedet den „Stuttgarter Appell“

Nichts Geringeres als ein „Gesamt-
konzept musikalische Bildung“ ist das 
Ziel, das die Föderation musikpädago-
gischer Verbände anvisiert. Zum Start-
schuss trafen sich Vertreter der betei-
ligten Verbände im Rahmen des Mu-
sikschulkongresses in Stuttgart. Zuvor 
tauschten sich deren Vertreter in einer 
öffentlichen Podiumsdiskussion über 
Themen und Ziele aus. Die Föderation 
existiert bereits seit vielen Jahren; hier 
treffen sich unter anderem der VdM 
und der BMU (Bundesverband Musik-
unterricht) unter der Leitung von Hans 
Bäßler regelmäßig zum Austausch über 
gemeinsame Themen. 

Ausgangspunkt für den ehrgeizigen 
Plan eines Gesamtkonzepts ist ein 
Papier, das der BMU anlässlich sei-
ner Mitgliederversammlung 2016 ver-
abschiedet hat. Es beschäftigt sich 
hauptsächlich mit der musikalischen 
Bildung an allgemeinbildenden Schu-
len, präsentiert aber auch eine „Agenda 
2030“, in der die Kooperation mit Part-
nerverbänden gefordert und eben ein 
solches Gesamtkonzept explizit ange-
strebt wird. 

Michael Pabst-Krueger, einer der bei-
den BMU-Bundesvorsitzenden, präsen-
tierte das Papier in aller Kürze. Volker 
Gerland, Vorstandsmitglied im VdM, er-
klärte die musikpädagogischen Verbän-
de zu einer „Schicksalsgemeinschaft“, 
„weil wir mit und für die gleichen Men-
schen arbeiten“. 

Die Einteilung in Vormittag und Nach-
mittag, da waren sich die Diskutanten 
(neben Bäßler, Gerland und Pabst-Kru-
eger auch Ulrich Rademacher, VdM-
Bundesvorsitzender, und Ortwin Nim-
czik, Bundesvorsitzender des BMU) ei-
nig, sei angesichts der Ganztagsschule 
hinfällig. Zahlreiche Kooperationen vor 
Ort sind bereits die Folge, aber, so Ger-
land, dies seien oft „Insellösungen“. Ziel 
des Konzeptes sei es, von der Insellö-

sung zum Gesamtkonzept zu gelangen. 
Ortwin Nimczik sprach von dem Kon-
zept als einer „bunten Landkarte“: alle 
Player müssten einbezogen werden – 
mit ihren Schwerpunkten und Kompe-
tenzen und mit dem, was bereits alleror-
ten passiert. Zwar gebe es, so Nimczik, 
viele Orte höchster Pflege der musika-
lischen Bildung, aber es brösele auch 
an vielen Stellen. „Wir brauchen das Be-
wusstsein bei unserer eigenen Klientel: 
Unsere Aufgabe fängt nicht in der Klas-
se 5 an und hört in der Klasse 12 oder 
13 auf. Wir müssen auch dahin blicken, 
was vorher, nachher und gleichzeitig an 
anderem Ort passiert.“ 

Ulrich Rademacher schließlich er-
klärte den neuen Ansatz des Konzepts: 
„Wir müssen unsere Rollen neu finden 
in diesem Spiel und sehen, wer was am 
besten kann. In der Praxis ist es noch 
oft so, dass wir uns streiten um Zeiten, 
Räume und Aufmerksamkeiten und Res-
sourcen. Das darf nicht mehr sein.“ 

Über die Kooperationen zwischen 
Musikschule und allgemeinbildender 
Schule kamen die Diskutanten schnell 
zum Thema Ausbildung an den Hoch-

schulen. Dabei geht es insbesondere 
um eine inhaltliche Verknüpfung der 
verschiedenen musikpädagogischen 
Ausbildungsgänge. „In keiner Hoch-
schule arbeiten diese Bereiche so zu-
sammen, wie es sein müsste“, erklärt 
Hans Bäßler, bestätigt von Gerland: „Es 
werden Leute ausgebildet, die auf die 
gleichen Kinder zugehen, aber wir tun 
so, als wäre das keine Einheitlichkeit.“ 

Gefordert wurde auch eine größere 
Durchlässigkeit zwischen den Studien-
gängen einer Musikhochschule: Studie-
rende müssten an verschiedenen Stel-
len ihres Studiums die Möglichkeit ha-
ben, von der pädagogischen zur künstle-
rischen „Seite“ zu wechseln – oder eben 
umgekehrt. Auch die Eignungsprüfung 
war Thema der Diskussion, damit ver-
bunden die Frage, welche Fähigkeiten 
junge Menschen mitbringen müssen, 
um sich für ein pädagogisches Studium 
zu qualifizieren. Das muss nicht unbe-
dingt immer die künstlerische Höchst-
leistung sein, verlangt werden vielmehr 
auch soziale Kompetenzen und eine Be-
geisterung für den Lehrberuf. Eine sol-
che kann sich aber durchaus auch erst 

während des Studiums entwickeln. Dass 
Musikschulen und allgemeinbildende 
Schulen nicht den gesamten Bereich der 
musikalischen Bildung abdecken, ist al-
len Beteiligten klar. Der Grund, warum 
gerade diese zunächst an einem Tisch 
sitzen, ist der, dass genau diese Akteure 
musikalische Bildung im öffentlichen 
Auftrag gestalten. Wie soll es weiterge-
hen mit dem Konzept? Zunächst sollen 
auf der „Landkarte“ alle Aufgabenfelder 
gesammelt und verortet werden. Daraus 
sollen sich dann weitere Diskussionen 
und Vertiefungen ergeben sowie die Ein-
beziehung weiterer „player“. 

Bisher, so erklärt Ortwin Nimczik, 
habe es erst einen Entwurf für ein Ge-
samtkonzept musikalischer Bildung ge-
geben. Dieses ist fast hundert Jahre alt 
und stammt von Leo Kestenberg. Inzwi-
schen haben sich viele Parameter ver-
ändert. Den „großen Wurf“ von Kesten-
berg betrachten die Akteure heute im-
mer noch als Wurzel ihrer Gedanken. 
Aber man muss – so lautete auch der Ti-
tel der Veranstaltung – „zurück zu neu-
en Wurzeln“. Der Startschuss dazu ist 
nun getan.  ¢

Zurück zu neuen Wurzeln
Startschuss für ein Gesamtkonzept musikalischer Bildung

Resolution in 
Schleswig-Holstein
Der Landesverband der Musikschulen 
in Schleswig-Holstein hat in einer Pres-
semitteilung seine Unterstützung für 
eine Resolution des nordfriesischen 
Kreistages erklärt, in der es um die 
Forderung nach einer stärkeren För-
derung der öffentlichen Musikschulen 
geht: In der Meldung heißt es: „Es be-
darf einer verlässlichen finanziellen Ba-
sis und eines gerechten Ausgleichs zwi-
schen Nutzern, Kommunen und Land, 
um eine solide Musikschulfinanzie-
rung zu gewährleisten. Derzeit tragen 
Eltern, Schülerinnen und Schüler mit 
weit über 60 Prozent die Hauptlast. Die 
Kommunen stellen mit nahezu 30 Pro-
zent den größten Anteil öffentlicher Zu-
schüsse, während von Landesseite le-
diglich gut 3 Prozent zur Verfügung ste-
hen. Die Förderpraxis des Landes be-
darf hier dringend einer Novellierung. 
In Schleswig-Holstein erhalten derzeit 
rund 40.000 Schülerinnen und Schüler 
musikalische Bildung an 21 VdM-Mu-
sikschulen bei mehr als 1.200 qualifi-
zierten Lehrkräften.“ 
Der Landesverband mahnt: „Es muss 
in den Kommunen in ganz Schleswig-
Holstein ermöglicht werden, ein soli-
des, qualifiziertes Musikschulangebot 
für die kulturelle Zukunft des Landes 
zu erhalten.“

Dringend erforderlich seien aus-
kömmliche Finanzierungen von Koope-
rationsmaßnahmen zwischen allgemein-
bildenden Schulen und Musikschulen. 
„Eng verknüpft mit diesem Bedarf ist 
der kürzlich verabschiedete ‚Stuttgarter 
Appell‘ des Bundesverbandes der Mu-
sikschulen (VdM), der die Träger seiner 
Mitgliedsschulen auffordert, den Anteil 
angestellter Lehrkräfte kontinuierlich zu 
erhöhen, um die im Positionspapier der 
kommunalen Spitzenverbände gefor-
derte Qualität der öffentlichen Musik-
schulen zu gewährleisten. Zudem haben 
öffentlich verantwortete Musikschulen 
wie keine zweite Bildungseinrichtung 
in Schleswig-Holstein zusätzlich Pro-
jekte im Rahmen der Bundesmaßnahme 
„Bündnisse für Bildung“ durchgeführt. 
Die hier geschaffenen Teilhabemöglich-
keiten müssten künftig vor Ort getra-
gen werden. Die jüngst den Kommunen 
in  Aussicht gestellten Bundesmittel für 
Baumaßnahmen an Schulen könnten 
genutzt werden, um Zugangsmöglich-
keiten zu strukturierter, musikschulpä-
dagogischer Arbeit in allen Schulformen 
zu erhalten. Der Landesverband der Mu-
sikschulen kann dabei als Vernetzungs- 
und Kooperationspartner bei einer ent-
sprechenden Zusatzfinanzierung fungie-
ren sowie erforderliche Fort- und Wei-
terbildungen durchführen.“

Landesmusikschultag 
und Goldenes Jubiläum
Am 14. Juni fand in Vellmar der Lan-
desmusikschultag 2017 statt. An-
lass war das 30-jährige Bestehen der 
gastgebenden Musikschule, „chroma 
– Schule für Musik und Tanz“, in Vell-
mar. Die Veranstaltung gab zugleich 
einen Ausblick auf die Feier des 
50-jährigen Bestehens des Verbandes 
deutscher Musikschulen in Hessen. 
Die Festveranstaltung zu diesem Gol-
denen Jubiläum des Verbandes fin-
det am 30. September 2017 in Wies-
baden am Kurhaus statt. „Wir freu-
en uns sehr, mit diesem so wichtigen 
Landesmusikschultag 2017 in Vell-
mar zu Gast sein zu dürfen“, erklär-
te Michael  Eberhardt, Vorsitzender 
des Verbandes, der den Landesmusik-
schultag ausrichtet. „Der 14. Juni ist 
ein Geburtstag. Er ist aber auch An-
lass für uns, die große Notwendigkeit 
einer öffentlich geförderten musika-
lischen Bildung ins Bewusstsein der 
Allgemeinheit zu rücken.“

VdM Bundesversammlung. Foto: Heiderich/VdM

V.l.n.r.: Michael Pabst-Krueger, Volker Gerland, Hans Bäßler, Ulrich Rademacher, Ortwin Nimczik, Barbara Haack 
(Moderation). Foto: Katharina Herkommer

Im Stuttgarter Appell des Verbandes 
deutscher Musikschulen wird die For-
derung nach deutlich mehr Festanstel-
lungen an öffentlichen Musikschulen 
artikuliert. 

Die hier formulierte Erwartung an 
die Musikschulträger, sich stärker für 
Anstellungsverhältnisse an ihren Ein-
richtungen zu engagieren, ist der Zu-
kunftssicherung der Musikschularbeit 
geschuldet. Vollständigkeit, Zugäng-
lichkeit und Kontinuität der gesamt-
en Palette des Musikschulangebotes 
– und damit die Struktursicherung 
der Musikschule – sind auf Dauer nur 
durch langfristig gebundenes Perso-

nal zu leisten, das „ihre“ Musikschule 
dann auch trägt und gestaltet, weil die-
se als lebendiger Bildungsorganismus, 
als spannende Vielfalt und durch den 
Mehrwert des Zusammenwirkens im 
Kollegium den Mittelpunkt ihres Be-
rufslebens darstellt. 

Die Sicherung des Berufsbildes ist 
eine struktur- und qualitätserhaltende 
Langzeitaufgabe. Man muss Studieren-
den jetzt, heute, vermitteln, dass sie in 
der Zukunft, nach Abschluss ihres Stu-
diums, in der öffentlichen Musikschu-
le ein Arbeits- und Wirkungsfeld vor-
finden, wofür sich die vielen anstren-
genden Jahre des Studiums lohnen.

Das Ziel, die Attraktivität des Berufs-
bildes zu erhalten, ist und bleibt Trä-
geraufgabe. Es wird vor Ort hierbei si-
cher unterschiedliche Ausgangssitua-
tionen, Rahmenbedingungen und Ent-
wicklungsgeschwindigkeiten geben. 
Aber in dem Ziel, eine zukunftsfähige 
Musikschulstruktur zu erhalten und 
zu sichern, müssen alle Träger weiter-
hin einig sein, wie es die Kommunalen 
Spitzenverbände 2010 in ihrem gemein-
samen Positionspapier zur Musikschu-
le aufgestellt und beschrieben haben. 

Dieses Ziel ist auf politischem Wege 
umzusetzen. Zwar spielen in die derzei-
tige Lage auch Statusfeststellungsprü-

fungen der Deutschen Rentenversiche-
rung hinein sowie Rechtsprechungen 
der Sozialgerichtsbarkeit, die für die 
Träger ein gewisses Risiko bei der Be-
schäftigung „freier“ MitarbeiterInnen 
mit sich bringen. Dieses Risiko muss 
mit nicht unerheblichem finanziellen 
Aufwand abgesichert werden, was be-
absichtigte Einspareffekte bei der Be-
schäftigung von Honorarkräften redu-
ziert. Im Kern ist und bleibt es aber 
eine Frage der politischen Werteset-
zung, wie öffentliche Musikschularbeit 
künftig ausgestaltet werden soll. Hier-
für bietet der Stuttgarter Appell des 
VdM Richtung und Wegweisung.

Zukunftsfähigkeit der Musikschulen benötigt Personalsicherung

schopf
Schreibmaschinentext

schopf
Schreibmaschinentext

schopf
Schreibmaschinentext
© neue musikzeitung, Regensburg 2017

schopf
Schreibmaschinentext

schopf
Schreibmaschinentext

schopf
Schreibmaschinentext

schopf
Schreibmaschinentext
Juli · August 2017 nmz 7 · 8/17 Seite 28




